
Kirchengesetz 
vom 24. November 2006 

zur Änderung der Kirchenverfassung  
der Evangelisch-reformierten Kirche 

(Synode evangelisch-reformierter Kirchen  
in Bayern und Nordwestdeutschland)  

vom 9. Juni 1988 
in der Fassung des 10. Änderungsgesetzes  

vom 1. Februar 2003 
(11. Änderung) 

 
     Die Gesamtsynode der Evangelisch-
reformierten Kirche (Synode evangelisch-
reformierter Kirchen in Bayern und Nordwest-
deutschland)  hat unter Beachtung der Bestim-
mungen des § 88 der Kirchenverfassung das 
folgende Kirchengesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

 

Artikel I 
 

     In § 6 Abs. 2 wird folgender Satz 2 ange-
fügt: 

 
„Kann eine Kirchengemeinde mangels verfüg-
barer wählbarer Gemeindeglieder keinen 
Kirchenrat / kein Presbyterium bilden, so ist 
nach § 7 Abs. 3 zu verfahren.“ 

 

Artikel II 
 

     § 11 wird wie folgt geändert:  
 
a)  Abs. 1 Nr. 3 erhält den folgenden Wortlaut: 
 
     „3. den in der Kirchengemeinde tätigen 

Pfarrstelleninhabern oder Pfarrstelleninha-
berinnen bzw. den Vakanzvertretern oder 
den Vakanzvertreterinnen“ 

 
b)  In Abs. 4 Satz 1 wird die Klammerdefinition 

wie folgt geändert: 
 
     „(Ehegatten, Geschwister, Verwandte 

ersten Grades und Verschwägerte) “ 
 

Artikel III 
 

     § 16 Abs 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:  
 

Hinter dem Wort „ Jahre, “ werden die Worte „ 
bei den Gewählten der Wahlen 2012 und 2015 
jeweils einmalig 5 ½ Jahre“ eingefügt. 

 

Artikel IV 
 
     § 37 erhält die folgende Fassung: 

„§ 37 
Zusammensetzung 

 
     (1) In Kirchengemeinden mit 1.000 und 
mehr Gemeindegliedern wird eine Gemeinde-
vertretung gewählt. Die Zahl der Gemeinde-
vertreter oder Gemeindevertreterinnen beträgt 
von 1.000 bis 4.999 Gemeindegliedern 12 und 
5.000 und mehr Gemeindegliedern 18. Aus 
wichtigem Grund kann die Zahl der Gemein-
devertreter oder Gemeindevertreterinnen vom 
Kirchenrat / Presbyterium und der Gemeinde-
vertretung mit Zustimmung des Moderamens 
der Synode anderweitig festgelegt werden.  
 
     (2) In Kirchengemeinden mit weniger als 
1.000 Gemeindegliedern entscheidet die 
Gemeindeversammlung über die Bildung einer 
Gemeindevertretung, die höchstens 10 Ge-
meindevertreter oder Gemeindevertreterinnen 
umfassen darf.“ 
 

Artikel V 
 
     § 54 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 
 
Hinter  dem Wort „ Jahren “ werden die Wor-
te „ im Wahljahr 2012 einmalig auf die Dauer 
von 5 ½ Jahren,“ eingefügt. 
 

Artikel VI 
 
     § 68 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 
 
Hinter  dem Wort „ Jahren “ werden die Wor-
te „ für die Dauer der V. Gesamtsynode ein-
malig auf 5 ½ Jahre,“ eingefügt. 
 

Artikel VII 
 

     § 74 Abs. 1 Nr. 8 wird wie folgt neu ge-
fasst: 
 
„8. die laufende Verwaltung der Kirche, sofern 

sie nicht dem Kirchenpräsidenten oder der 
Kirchenpräsidentin übertragen ist, zu 
ordnen und die Verwaltung der Synodalver-
bände, Kirchengemeinden und kirchlichen 
Stiftungen, Einrichtungen und Werke im 
Hinblick auf die Rechtmäßigkeit des Han-
delns und die Erfüllung des Auftrags der 
Kirche zu beobachten, zu beaufsichtigen 
und zu unterstützen, insbesondere 

     a)  die Führung der Gesamtpfarrkasse als 
Sonderkasse im Auftrage der Kirchen-
gemeinden, 

     b)  die Genehmigung der Umwidmung von 
Vermögensteilen zu nicht bestimmungs-
gemäßen Zwecken, 

     c)  die Genehmigung der außerordentli-
chen Nutzung des Vermögens, 

426 471 

     (3) Jede Kirche trägt alle Kosten und 
Aufwendungen selbst, die Vertretern/
Vertreterinnen ihrer Kirche durch die Teilnah-
me und Mitarbeit in Organen, Ausschüssen 
und Gremien der jeweils anderen Kirche 
entstanden sind.  
 
     (4) Die Evangelisch-altreformierte Kirche 
entscheidet auf Grund des bei ihr geltenden 
Rechtes, ob und in welcher Weise Reisen von 
Vertretern/Vertreterinnen ihrer Kirche zu 
Sitzungen der Evangelisch-reformierten Kirche 
Dienstreisen sind und ggf. Dienstunfallfürsor-
ge zu leisten ist. 
 

§ 10 
Beginn, Beendigung und Änderung des Ver-

trages 
 
     (1) Dieser Vertrag tritt am 1. Januar 2007 in 
Kraft und wird auf unbefristete Zeit geschlos-
sen. 
 
     (2) Dieser Vertrag kann von jeder der 
vertragschließenden Kirchen durch einge-
schriebenen Brief mit einer Frist von zwölf 
Monaten zum Ende eines Kalenderjahres 
gekündigt werden. 
 
     (3) Jede Änderung dieses Vertrages bedarf 
übereinstimmender Beschlüsse der Gesamt-
synode der Evangelisch-reformierten Kirche 
und der Synode der Evangelisch-
altreformierten Kirche. 
 
     (4) Dieser Vertrag wird in den Verkün-
dungsblättern der vertragschließenden Kir-
chen bekannt gemacht. 
 
     N o r d h o r n / F r e n s w e g e n, den 13. 
Dezember 2006 
 

Evangelisch-reformierte Kirche 
(Synode evangelisch-reformierter Kirchen 

in Bayern und Niedersachsen) 
 
 

Jann S c h m i d t 
 

Roland T r o m p e t e r 
 

Bernd R o t e r s 
 

Evangelisch-altreformierte Kirche in  
Niedersachsen 

 
Fritz B a a r l i n k 

 
Habbo H e i k e n s 

 
Sophie A l s m e i e r 

Beschluss 
vom 23. November 2006 

zur Änderung des Beschlusses 
über die Errichtung 

einer (gesamtkirchlichen) Pfarrstelle 
für einen Beauftragten oder  

eine Beauftragte 
für die Frauenarbeit 

in der Fassung vom 04. November 1994 
 

     Die Gesamtsynode hat den folgenden 
Beschluss gefasst, der hiermit verkündet wird:  
 
     Der Beschluss der Gesamtsynode über die 
Errichtung einer (gesamtkirchlichen)  Pfarrstel-
le für einen Beauftragten oder eine Beauftrag-
te für die Frauenarbeit (Gesetz- und Verord-
nungsbl. Bd. 16 S. 107)  in der Fassung des 
Änderungsbeschlusses vom 04. November 
1994 (Gesetz- und Verordnungsbl. Bd. 16 S. 
223)  wird wie folgt geändert:  
 

Artikel I  
 
1.) § 1 wird wie folgt geändert: 
 

In § 1 Satz 1 wird hinter dem Wort „wird“ 
das Semikolon durch einen Punkt ersetzt 
und die Worte „Wiederberufung ist zuläs-
sig“ gestrichen. 

 
2.) Es wird folgender Satz 2 eingefügt: 
 

„Eine Wiederberufung für einen Zeitraum 
von jeweils bis zu 6 Jahren ist zulässig.“ 

 
3.) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 
 

Artikel II  
 
     Dieser Beschluss tritt mit seiner Verkün-
dung in Kraft. 
 
     L e e r, den 12. Dezember 2006 
 

Der Präses der Gesamtsynode 
 

D u i n 
 

Beschluss 
vom 24. November 2006 

betr. Errichtung von Pfarrstellen für  
besondere Beschäftigungsverhältnisse 

(beamtete Verfügungspfarrstellen) 
 
 
     Die Gesamtsynode der Evangelisch-
reformierten Kirche (Synode evangelisch-
reformierter Kirchen in Bayern und Nordwest-
deutschland) hat beschlossen: 

TIM
Hervorheben
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     (4) Theologiestudierende mit Gaststatus, 
die Glied der Evangelisch-altreformierten 
Kirche bleiben, werden nur gegen Erstattung 
der Kosten zum ersten theologischen Examen 
zugelassen. Sie werden nicht in den Vorberei-
tungsdienst der Evangelisch-reformierten 
Kirche übernommen. 
 

§ 6 
Kirchenmusikalische Zusammenarbeit 

 
     Die Evangelisch-altreformierte Kirche 
beteiligt sich an der Finanzierung der Stelle 
des Landesposaunenwartes/der Landespo-
saunenwartin und kann dessen/deren Dienst 
für die Bläserarbeit in ihren Gemeinden in 
entsprechendem Umfang in Anspruch neh-
men. Die Einzelheiten sind in einer zwischen-
kirchlichen Vereinbarung zu regeln. 
 

§ 7 
Ausschreibung vakanter Pfarrstellen 

 
     Die Evangelisch-altreformierte Kirche ist 
befugt, die Ausschreibung vakanter Pfarrstel-
len im Gesetz- und Verordnungsblatt der 
Evangelisch-reformierten Kirche in gleicher 
Weise vorzunehmen, wie sie für die Beset-
zung vakanter Pfarrstellen in der Evangelisch-
reformierten Kirche üblich ist. 
 

§ 8 
Rechtliche Zusammenarbeit 

 
     (1) Die Evangelisch-altreformierte Kirche 
kann Amts- und Verwaltungshilfe des Kirchen-
amtes der Evangelisch-reformierten Kirche 
und des Diakonischen Werkes der Evange-
lisch-reformierten Kirche wie eine Gemeinde 
der Evangelisch-reformierten Kirche in An-
spruch nehmen.  
 
     (2) In personalwirtschaftlichen Angelegen-
heiten kann Verwaltungshilfe nur insoweit in 
Anspruch genommen werden, wie die Evan-
gelisch-altreformierte Kirche das in der Evan-
gelisch-reformierten Kirche geltende Arbeits-
recht anwendet und die Kosten, wie sie Ge-
meinden der Evangelisch-reformierten Kirche 
für derartige Dienstleistungen entrichten, 
erstattet.  
 
     (3) Im Bereich des Meldewesens kann 
Verwaltungshilfe solange nicht in Anspruch 
genommen werden, wie die Evangelisch-
altreformierte Kirche keine Kirchensteuern 
durch die staatlichen Finanzämter erhebt. 
 
     (4) Für den Übertritt von Gemeindegliedern 
der einen in die jeweils andere Kirche gilt die 
Übertrittsvereinbarung zwischen der Evange-

lisch-altreformierten Kirche in Niedersachsen 
und der Evangelisch-reformierten Kirche 
(Synode evangelisch-reformierter Kirchen in 
Bayern und Nordwestdeutschland) vom 20. 
November 1990 in der jeweils geltenden 
Fassung. 
 
     (5) Die Evangelisch-altreformierte Kirche 
stellt die Evangelisch-reformierte Kirche von 
allen Ansprüchen frei, auch solchen aus 
Schadenersatzforderungen, die aus der 
Erbringung von Amts- und Verwaltungshilfe 
gegen die Evangelisch-reformierte Kirche 
gerichtet werden, soweit keine grobe Fahrläs-
sigkeit vorliegt. 
 
     (6) In streitbefangenen Fällen, in denen die 
Evangelisch-reformierte Kirche Amts- oder 
Verwaltungshilfe geleistet hat, ist ausschließ-
lich die Evangelisch-altreformierte Kirche 
Prozessbeteiligte.  
 
     (7) Das in der Evangelisch-reformierten 
Kirche jeweils geltende Recht des Datenschut-
zes gilt unmittelbar auch in der Evangelisch-
altreformierten Kirche. Der/Die von der Ge-
samtsynode gewählte Beauftragte für den 
Datenschutz im Bereich der Evangelisch-
reformierten Kirche ist mit gleichen Aufgaben 
und Befugnissen als Beauftragter/Beauftragte 
für den Datenschutz im Bereich der Evange-
lisch-altreformierten Kirche tätig. Die ihm/ihr 
durch die Tätigkeit für die Evangelisch-
altreformierten Kirche entstehenden Reisekos-
ten und sonstigen Auslagen werden ihm/ihr 
von der Evangelisch-altreformierten Kirche 
nach den für die Evangelisch-reformierte 
Kirche geltenden Bestimmungen erstattet. 
 

§ 9 
Regelung finanzieller Belange 

 
     (1) Die Evangelisch-altreformierte Kirche 
beteiligt sich an den finanziellen Lasten der 
Evangelisch-reformierten Kirche, indem sie 
den durch ihre Inanspruchnahme entstande-
nen Aufwand erstattet. Hierfür entrichtet die 
Evangelisch-altreformierte Kirche einen jährli-
chen Pauschalbetrag in Höhe von zwei Euro 
pro Gemeindeglied. Dieser Pauschalbetrag 
bedarf in Abständen von fünf zu fünf Jahren, 
erstmalig im Jahr 2012 einer Überprüfung. Die 
Evangelisch-altreformierte Kirche teilt dem 
Kirchenamt jeweils die Gesamtgemeindeglie-
derzahl per 31.12. des Vorjahres bis zum 30. 
März des folgenden Jahres mit. 
 
     (2) Sollte die Evangelisch-altreformierte 
Kirche unverschuldet mehr als ein Jahr nicht 
in der Lage sein, den Pauschalbeitrag zu 
erbringen, verpflichten sich beide Seiten zur 
Aufnahme geschwisterlicher Verhandlungen. 

     d)  die Genehmigung des Abschlusses von 
Darlehensverträgen, 

     e)  die Genehmigung des Erwerbs eines 
Grundstückes, eines Rechts an einem 
Grundstück oder eines grundstücksglei-
chen Rechts sowie die Verfügung 
darüber und der Verpflichtung zum 
Erwerb oder zur Verfügung,  

     f)   die Genehmigung der Annahme von 
Rechten an Grundstücken im Wege der 
Schenkung oder des Erwerbs von 
Todes wegen mit Ausnahme von Grab-
pflegestiftungen, 

     g)  die Genehmigung der Annahme von 
anderen Gegenständen als Grund-
stücksrechten im Wege der Schenkung 
oder des Erwerbs von Todes wegen, 
sofern die Kirchengemeinde hierfür 
Verpflichtungen übernimmt,  

     h)  die Genehmigung der Anlegung, Verän-
derung und Aufhebung von Begräbnis-
plätzen, der Aufstellung oder Änderung 
von Friedhofsordnungen einschließlich 
einer Gebührenordnung sowie der 
Einräumung eines Benutzungsrechts an 
Gräbern über eine übliche Liegezeit 
hinaus,  

     i)   die Genehmigung der Einstellung 
kirchlicher Mitarbeiter und Mitarbeiterin-
nen gegen Entgelt sowie die Festset-
zung der Höhe des Entgelts, sofern 
dieses die von der Gesamtsynode 
festgesetzte Höhe übersteigt; entspre-
chendes gilt für die Verpflichtung zu 
sonstigen Leistungen über diesen 
Betrag hinaus, sofern die Verpflichtung 
nicht nur auf ein Jahr eingegangen wird 
und es sich nicht um Miete und Pacht-
verträge handelt, 

     j)   die Genehmigung von Verträgen und 
Ordnungen, die von Mustern oder von 
Richtlinien abweichen, die vom Moder-
amen der Gesamtsynode aufgestellt 
sind,  

     k)  die Genehmigung des Abschlusses von 
Vergleichen und Anerkenntnissen sowie 
des Erlasses von Ansprüchen, soweit 
der Betrag die von der Gesamtsynode 
festgesetzte Höhe übersteigt, 

     l)   die Genehmigung der Erhebung von 
Kirchensteuern oder Umlagen sowie der 
Aufstellung und Änderung von Steuer-
ordnungen, 

     m) die Genehmigung des Erlasses von 
Steuerforderungen über den veran-
schlagten Ausfallbetrag hinaus,  

     n)  die Genehmigung von Bauarbeiten, 
soweit sie sich beziehen auf  

          na)  den Abbruch und den Neubau von 
Gebäuden, 

          nb)   bauliche Veränderungen an kirchli-
chen Gebäuden, 

          nc)    Reparaturen im Werte über einen 
von der Gesamtsynode festgesetz-
ten Vom-Hundert-Satz des Frie-
densneubauwertes 1914 des 
betreffenden Gebäudes,  

     o)  die Genehmigung von Arbeiten an 
Orgeln im Werte über einen von der 
Gesamtsynode festgesetzten Betrag, 

     p)  die Genehmigung der Feststellung von 
Haushaltsplänen sowie der Abnahme 
der Jahresrechnungen und deren 
Überschreitungen. 

     q)  die Genehmigung zur Errichtung von 
Anlagen zur Nutzung regenerativer oder 
alternativer Energiequellen.“ 

 
Artikel VIII 

 
     Dieses Kirchengesetz tritt am 01. Januar 
2007 in Kraft.  
 
     L e e r, den 12. Dezember 2006 
 

Der Präses der Gesamtsynode  
 

D u i n 
 
 

Kirchengesetz  
vom 23 November 2006 

zur Übernahme und Ausführung  
des Kirchengesetzes  

über die Kirchenbeamtinnen  
und Kirchenbeamten in der EKD 

(Kirchenbeamtengesetz der  
EKD—KBG.EKD) 

Vom 10. November 2005 
 
     Die Gesamtsynode hat das folgende 
Kirchengesetz beschlossen, das hiermit 
verkündet wird: 
 

Artikel I 
Übernahmegesetz 

 
     Das Kirchengesetz über die Kirchenbeam-
tinnen und Kirchenbeamten in der Evangeli-
s c h e n  K i r c h e  i n  D e u t s c h l a n d 
(Kirchenbeamtengesetz der EKD – KBG.EKD) 
vom 10. November 2005 (ABl. EKD 2005 S. 
551), welches als Anlage beigefügt ist, wird für 
die Evangelisch-reformierte Kirche (Synode 
evangelisch-reformierter Kirchen in Bayern 
und Nordwestdeutschland) in der jeweils 
gültigen Fassung nach Maßgabe der Bestim-
mungen des Artikels 2 übernommen. 
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